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Le Ministre de Suisse à Berlin, Ph. Mercier, 
au Chef du Département de l ’Economie publique, E. Schulthess

L  G /K  Berlin, 24. September 1919

Nach Eingang des Schreibens Ihres Generalsekretariats vom 15. September 
ds. J. mit beigelegter Note des Volkswirtschaftsdepartementes an die Deutsche 
Gesandtschaft in Bern1, bin ich persönlich beim Reichsminister des Auswärtigen 
vorstellig geworden und habe energisch die Erfüllung der deutscherseits im Wirt
schaftsabkommen eingegangenen Verpflichtungen verlangt. Der Reichsminister 
versprach eine sofortige Prüfung der gegenüber seiner Regierung gemachten 
Vorwürfe, wies jedoch schon in der ersten Besprechung auf die Kohlenkalamität 
im eigenen Lande hin.

Gleichzeitig brachte Dr. Gsell die Angelegenheit beim zuständigen Referenten 
der handelspolitischen Abteilung zur Sprache. Legationsrat Markwald* äus- 
serte sich dahin, dass der Vorwurf, es sei von Seiten der Deutschen Regierung 
das Wirtschaftsabkommen verletzt, nicht gerechtfertigt erscheine. Die Zusagen 
des Wirtschaftsabkommens seien ausdrücklich unter dem Vorbehalt gemacht 
worden, dass die Verhältnisse den vertragschliessenden Teilen die Erfüllung 
gestatten.2 Wenn auch die Schweiz nicht im Rahmen des Abkommens mit Kohle 
versorgt worden sei, so dürfe zum Vergleich die Belieferung von Dänemark und 
Schweden mit deutscher Kohle herangezogen werden. Während der Schweiz im 
Monat August über 30000 Tonnen geliefert wurden, hätte Schweden, das 
gemäss dem Abkommen 150000 Tonnen verlangen könnte, gar nichts erhalten 
und Dänemark sei anstatt mit 100000 Tonnen, mit monatlich 15—16000 Ton
nen versorgt worden. Es bestünde eben für Deutschland die faktische Unmög
lichkeit, dem Abkommen nachzuleben. Wenn zudem die Entente ihre Forde
rung auf 20 Millionen Tonnen aufrechterhalte, so dürfte in Zukunft Deutschland 
überhaupt auf die Belieferung neutraler Staaten verzichten müssen. Eine vor
sätzliche Verletzung des Wirtschaftsabkommens durch Deutschland dürfte 
schon deshalb nicht anzunehmen sein, da Deutschland seine Politik darauf rich
ten müsse, mit den neutralen Staaten in gutem Einverständnis zu leben und daher 
in seinem eigenen Interesse Anstände vermeiden werde. Die beim schweizeri- 
chen Volkswirtschaftsdepartement eingegangenen Informationen3 über Be-

1. Cf. n° 75.
2. Dans une note du 13 Juin 1919, la Légation allemande à Berne notifiait au Département de 
l ’Economie publique: [...J'Oie Gesandtschaft legt Wert darauf, bei dieser Gelegenheit nochmals 
zu betonen, dass die in dem Abkommen gegenseitig gewährten Zusagen, deren Erfüllung nach 
Kräften und mit bestem Willen angestrebt werden wird, nur unter wiederholt ausgesprochenen 
Voraussetzungen gemacht worden sind, dass die Verhältnisse es den vertragschliessenden Tei
len gestatten werden, sie zu erfüllen, dass sonach eine unbedingte Lieferungspflicht für die bei
den vertragschliessenden Teile nicht bestehen kann /.../(E V D  KW Zentrale 1914—1918/28 — 
29).
3. Cf. n° 75.
* Lire Marquardt
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schlagnahme von Kohlensendungen durch die deutschen Behörden, dürften 
unrichtig sein. Der Reichskohlenkommissar als zuständige Stelle hätte erklärt, 
dass keinerlei Beschlagnahmungen vorgekommen seien. Sollten die schweizeri- 
scherseits gemachten Mitteilungen durch neue Informationen gestützt werden, 
so erbitte er eine Mitteilung, um die Angelegenheit noch näher zu untersuchen. 
Im Sinne dieser Ausführungen werde die Gesandtschaft in Bern orientiert.

Es erscheint wahrscheinlich, dass die Antwort des Reichsministers des Äus- 
sern auf meine Intervention den von Legationsrat Markwald gemachten Mittei
lungen entsprechen wird.4 Diese Antwort werde ich Ihnen sofort nach Eingang 
zustellen.

4. Pour la réponse de la Légation allemande, cf. n° 98.
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Le Ministre de Suisse à Vienne, Ch. D. Bourcart, 
au Chef du Département politique, F. Calonder

RPn° 3 Wien, 2 4 .September 1919

Das jüngste österreichische Rotbuch und den dazu vom Archivar Dr. Gooss 
verfertigten offiziellen Kommentar habe ich Ihnen durch die beiden letzten Kur- 
riere übermittelt.

Der allgemeine Eindruck dieser Publikationen ist kein günstiger, es sei denn in 
sozialistisch-jüdischen und alldeutschen Kreisen. Man findet diese Publikation, 
welche die k.u.k.öster.ung. Regierung vom Juli 1914 und namentlich den dama
ligen Minister des Äusseren, Grafen Berchtold, stark belastet, sei höchst inop
portun, weil die Entente wenig zwischen der monarchischen öst.ung. Regierung 
und der jetzigen republikanischen deutsch-österreichischen differenzieren 
werde, sondern einfach auch das jetzige Österreich, vielleicht mehr wie bisher, 
für den Kriegsausbruch verantwortlich machen werde — und dies ausgerechnet 
in einem Moment, wo Österreich vor der Entente auf den Knien liegt und um 
Kohlen und Lebensmittel betteln muss. Wie ich von sehr gut unterrichteter Seite 
erfahre, hat noch Dr. Bauer die Herausgabe des Rotbuches vorbereitet und den 
neuen Archivar des Staatsamtes für Äusseres zur Verfassung des Kommentars 
veranlasst; er konnte auch noch den Dr. Renner bewegen, die Veröffentlichung 
jetzt zu gestatten.

Wie aus der Auswahl der Dokumente und namentlich aus dem Kommentar 
hervorgeht, ist der von Dr. Bauer verfolgte Zweck ein doppelter: erstens einmal 
soll das von ihm so gehasste aber immer noch gefürchtete monarchische Regime 
möglichst schlecht gemacht und die Schuld am Kriege einzig ihm, seinem System 
und seinen Leuten aufgebürdet werden, dann aber soll zweitens hauptsächlich 
Deutschland entlastet werden, was aber nur auf Kosten Österreichs geschehen 
kann und auch wirklich geschieht. — Dr. Otto Bauer, und mit ihm manche seiner 
Parteigenossen, betrachten sich eben, trotz Friedensvertrag, immer noch als
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